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Der Bundesminister 

für Vertriebene, Bonn, den 7. Februar 1958 

Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

III 2 — 8505 — 541/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Spätaussiedlung 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache 79 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich 
nachstehend die von der Fraktion der SPD 
gestellten Fragen. 

Zu 1. 

a) In den Jahren 1953 bis 1957 haben 164 752 
Deutsche aus den z, Z. unter fremder Ver- 
waltung stehenden Ostgebieten des Deutschen 
Reichs (umfassend ganz oder teilweise Ost- 
preußen, Westpreußen, Pommern, Brandenburg, 
Niederschlesien, Oberschlesien) und aus den 
ost- und südosteuropäischen Vertreibungsge- 
bieten als Aussiedler über die Grenzdurch- 
gangslager in der Bundesrepublik Aufnahme 
gefunden, und zwar 

1953 rd. 8 000 

1954 rd. 10 400 

1955 rd. 13 200 

1956 rd. 25 300 

1957 rd. 107 700. 

Außerdem sind in dem gleichen Zeitraum 
26 735 Vertriebene, die nach der Vertreibung 
oder Flucht zunächst in das freie Ausland ge- 
langt waren, sowie 892 überwiegend aus den 
deutschen Ostgebieten zurückgeführte Eva- 
kuierte eingetroffen. Von den 1956 und 1957 
eingereisten rd. 133 000 Aussiedlern werden 
etwa 70 v. H. zum Zwecke der Zusammen- 
führung getrennter Familien, die übrigen zur 
Beseitigung besonderer Härten ihre Heimat 
verlassen haben. Unter Härtefällen werden 


Aussiedlungswünsche von vereinsamten, im 
vorgerückten Alter stehenden, invaliden und 
solchen Personen berücksichtigt, die keine stän- 
dige Einkommensquelle, aber entferntere An- 
gehörige und gesicherte Fürsorge oder Renten- 
ansprüche im Bundesgebiet haben. 

b) Im Durchschnitt — in den einzelnen Jahren 
jedoch erheblich verschieden — entfallen von 
der Gesamtzahl der Aussiedler rd. 70 v. H. 
auf die Ostgebiete des Deutschen Reichs z. Z. 
unter polnischer Verwaltung, auf Danzig und 
Polen, rd. 25 v. H. auf Jugoslawien. Der Rest 
von 5 v. H. verteilt sich auf die übrigen Ver- 
treibungsgebiete. 

c) Im Kalenderjahr 1958 ist voraussichtlich mit 
einer Aussiedlerzahl wie im Vorjahr zu rechnen. 
Dabei ist nicht berücksichtigt, daß auch weitere 
Ostblockstaaten in größerem Umfange Aus- 
reisen zumZweck derFamilienzusammenführung 
zulassen können, Voraussagen über Zeitdauer 
und Umfang der Aussiedlung können nicht ge- 
macht werden, da sie von Faktoren abhängen, 
auf welche die Bundesregierung keinen Ein- 
fluß hat. Ende 1957 lagen beim Deutschen 
Roten Kreuz noch rd. 140 000 Anträge auf 
Aussiedlung (einschließlich Familienzusammen- 
führung) allein aus den von Polen verwalteten 
deutschen Ostgebieten und aus Polen vor. Die 
Aussiedlungen aus Jugoslawien dürften sich 
ihrem Ende nähern. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
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Zu 2. 

a) Der Wohnungsbedarf für die von 1953 bis 
Ende 1957 den Ländern zugewiesenen Aus- 
siedler, die aus dem freien Ausland über- 
nommenen Vertriebenen und die aus den Ver- 
treibungsgebieten zurückgeführten Evakuierten 
ist — nach Abzug von 1 v. H. Alleinstehenden 
und bei durchschnittlich 4 Personen j e W ohnungs- 
einheit — mit insgesamt 47 472 Wohnungen 
errechnet worden. 

b) Die Frage, welche Mittel insgesamt für die 
Befriedigung dieses Wohnungsbedarfs erforder- 
lich sind, läßt sich präzis nicht beantworten. 
Die Kosten einer Wohneinheit für die Unter- 
bringung von 4 Personen ist nach Jahren und 
von Land zu Land so versdiieden, daß eine 
für das gesamte Bundesgebiet und den Gesamt- 
zeitraum gültige Zahl nicht gegeben werden 
kann. 

c) Vor 1953 standen den Ländern für die wohn- 
raummäßige Unterbringung der Aussiedler die 
allgemeinen Förderungsmittel für den Woh- 
nungsbau und die Mittel aus dem Lastenaus- 
gleich zur Verfügung. Die Länder konnten je- 
doch diesen andauernden und steigenden Be- 
darf, der von außen zu ihrem eigenen ange- 
stauten Bedarf hinzukam, ebensowenig be- 
friedigen wie den Bedarf für die Zuwanderer 
aus der Sowjetzone. Die Regelung, die zu- 
gunsten der Zuwanderer im Februar 1953 
zwischen Bund und Ländern zustande kam, 
wurde daher im Juli 1955 mit rückwirkender 
Kraft (1953) auch auf die Aussiedler erstreckt. 
Auf Grund dieser Regelung fördert der Bund 
die Wohnraumversorgung dieses Personen- 
kreises dadurch, daß er den Ländern einen 
zusätzlichen Betrag zur Verfügung stellt, der 
je Kopf ursprünglich 1500 DM und später 
2000 DM betrug. 1957 wurde der Forderungs- 
betrag auf die Hälfte der effektiven Kosten 
dieser Wohnbauten erhöht. Dabei sind die 
ermittelten durchschnittlichen Gesamtkosten im 
sozialen Wohnungsbau der einzelnen Länder 
die Berechnungsgrundlage. Für die in der Zeit 
vom 1. Februar 1953 bis 31. März 1957 zuge- 
wiesenen Personen sind bisher insgesamt rd. 
246 Mio DM an die Länder verteilt worden. 
Soweit diese zusätzlichen Förderungsmittel im 
einzelnen zur nachstelligen Finanzierung eines 
Vorhabens nicht ausreidien, tragen die Länder 
aus den ihnen zur Verfügung stehenden Woh- 
nungsbaumitteln (aus Landeshaushalt, Bundes- 
haushalt und Wohnraumhilfe des Lastenaus- 


gleichs) bei. Zur Restfinanzierung dienen über- 
dies die Aufbaudarlehen des Lastenausgleichs. 
Wie hoch diese ergänzenden Beträge sind, die 
aus den genannten Bundesmitteln anteilig zum 
Aussiedlerwohnungsbau eingesetzt werden, 
läßt sich nicht ermitteln. 

d) Für die vom 1. April 1957 bis 31. März 1958 
den Ländern zugewiesenen und noch zuzu- 
weisenden Aussiedler und Gleichgestellten so- 
wie für die ab 1. April 1958 Kommenden 
werden im Haushaltsplan 1958 die Mittel, z. T. 
im Wege der Bindungsermäditigung, bereit- 
gestellt werden. 

Zu 3. 

a) Bisher liegen noch nicht von allen Ländern 
ausreichende Unterlagen vor, aus denen das 
Unterbringungsergebnis getrennt nach Zu- 
wanderern und Aussiedlern entnommen wer- 
den kann. Eine nach beiden Pqrsonengruppen 
aufgegliederte Statistik über die Belegung der 
Wohnungen ist zunächst nur in den Ländern 
Baden-Württemberg, Bremen, Hamburg, Nieder- 
sachsen und Rheinland-Pfalz vorhanden. Diesen 
Ländern wurden bis zum 31. März 1957 ins- 
gesamt 42 934 Aussiedler zur Unterbringung 
zugewiesen; hiervon waren am 30. Juni 1957 
insgesamt 23 638 Personen dauernd zumutbar 
untergebracht, und zwar in neuerrichteten Pro- 
grammwohnungen 11 490 und in schon be- 
stehendem W ohnraum (Altbauwohnungen) 
12 148 Personen. 

b) Die weitere Einweisung der Aussiedler in 
Normalwohnungen hängt von der Fertigstellung 
der geförderten Neubauten ab. Da die Länder 
nur verpflichtet sind, die Aussiedler und die 
Gleichgestellten mit zumutbarem Wohnraum 
zu versorgen, sind nicht alle Aussiedler und 
diesen Gleichgestellte in Neubauwohnungen 
untergebracht worden. Die Entscheidung dar- 
über, ob jeweils schon bestehender oder neu- 
erstellter Wohnraum zugeteilt wird, ist aus- 
schließlich Sache der Länder. 

über die derzeitige Lage beriditen die Länder 
je nadi Aufnahmequote und Bau- und Woh- 
nungsverhältnissen sehr verschieden. Nieder- 
sachsen mit einer niedrigeren Aufnahmequote 
berichtet: „In Niedersachsen befinden sich Aus- 
siedler nicht in 'Lagern. Audi in Notunter- 
künften befinden sich Aussiedler im allgemeinen 
nicht. Es mag Vorkommen, daß in großen 
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Städten vorübergehend Notunterkünfte in ein- 
zelnen Ausnahmefällen in Anspruch genommen 
werden mußten." Hessen mit einer mittleren 
Aufnahmequote berichtet: „In Hessen soll nach 
Maßgabe des zur Verfügung stehenden Alt- 
wohnraumes und mit Hilfe von Neubauten 
versucht werden, die bis zum 31. März 1957 
aufgenommenen Spätaussiedler im Laufe des 
Rechnungsjahres 1958 wohnungsmäßig unter- 
zubringen." Nordrhein-Westfalen mit der höch- 
sten Aufnahmequote berichtet: "Die Einweisung 
der Aussiedler in Normalwohnungen erfolgt 
im Rahmen der Abwicklung der SBZ-Wohnungs- 
bauprogramme. über welchen Zeitraum sich 
die wohnungsmäßige Unterbringung der schon 
ins Land Nordrhein -Westfalen eingewiesenen 
Aussiedler erstrecken wird, läßt sidi nicht 
sagen. Das Land weist aber die Aussiedler in 
der Regel bevorzugt in die Aufnahmegemein- 
den ein, um dadurch auch eine frühere woh- 
nungsmäßige Unterbringung zu ermöglichen." 

c) In den Lagern und Notunterkünften der 
Länder (einschl. der Lager der Regierungsbe- 
zirke, Kreise und Gemeinden) befanden sich 
am 31. Oktober 1957 33 413, in den Grenz- 
durchgangslagern am gleichen Tage 1117 Aus- 
siedler und diesen Gleichgestellte. 

d) Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer in 
den Lagern und Notunterkünften der Länder 
und Gemeinden ist in den einzelnen Ländern 
verschieden. Sie beträgt nach Angabe der Länder 
U /2 bis 2 Jahre; sie ist vornehmlich abhängig 
vom Wohnungsbau zugunsten dieses Personen- 
kreises und damit von den in den Ländern 
verschiedenen Voraussetzungen des Wohnungs- 
baues, aber auch von der Zahl der jeweils 
von den einzelnen Ländern aufzunehmenden 
Aussiedler und der Zahl derjenigen, die ohne 
Lageraufenthalt unmittelbar bei Familienange- 
hörigen oder anderweitig vorläufig wohnungs- 
mäßig untergebracht werden können. 

Der Aufenthalt in den Grenzdurchgangslagern, 
also der Aufenthalt von der Ankunft bis zur 
Weiterleitung in die Länder, beträgt durch- 
schnittlich in Friedland 2 Tage, in Schalding 
und Piding 14 Tage; in Einzelfällen beträgt er 
höchstens 4 Wochen. 

Zu 4. 

a) Die statististische Aufgliederung nach Alters- 
gruppen wird erst seit 1. Januar 1957 durch- 
geführt. Unter den rd. 114 000 Aussiedlern und 
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den über das freie Ausland kommenden Ver- 
triebenen, die im Kalenderjahr 1957 in das 
Bundesgebiet aufgenommen worden sind, be- 
fanden sich rd. 34000 Kinder und Jugendliche 
bis zu 21 Jahren = 29,9 v. H. Einer beson- 
deren schulischen Förderung bedürfen in der 
Regel die Kinder und Jugendlichen von 9 bis 
21 Jahren, im genannten Zeitraum rd, 22 000. 
Aber auch die 21- bis 25 jährigen, deren Zahl 
bisher statistisch nicht erfasst wurde, bedürfen 
in der Regel der Ergänzung ihres schulischen 
Wissens. Viele noch schulpflichtige Kinder 
werden von ihrer örtlichen Volksschule be- 
treut ; für die nicht mehr schulpflichtigen Jugend- 
lichen ist der Besuch eines Förderlehrganges 
freiwillig. Aus diesen Gründen war es den 
Schulverwaltungen der Länder nicht möglich, 
die Zahl der einer Förderung bedürftigen Ju- 
gendlichen genau zu ermitteln. 

b) Die Umfrage bei den zuständigen Kultus- 
ministern der Länder ergab, daß (Stand: 31. 
Oktober 1957) in den vorhandenen 101 ge- 
schlossenen Lehrgängen (mit Heimunterbrin- 
gung) mit 152 Klassenräumen 157 Lehrkräfte 
ca. 4200 Kinder und Jugendliche unterrichten. 

Offene Fördermaßnahmen (ohne Heimunter- 
bringung) haben die Stadtstaaten Berlin, Bre- 
men und Hamburg eingerichtet. Auch einige 
andere Länder schufen neben ihren geschlosse- 
nen Lehrgängen offene Einrichtungen. Die Zahl 
der in den offenen Maßnahmen tätigen Lehr- 
kräfte wird von den Schulverwaltungen der 
Länder mit 150 angegeben; die Gesamtzahl 
der in diesen erfaßten Jugendlichen wurde nicht 
berichtet, da sie ständigen Schwankungen 
unterliegt. 

c) Aus den insbesondere bei den Trägern der 
geschlossenen Lehrgänge (Heimförderschulen) 
vorliegenden Meldungen kann geschlossen wer- 
den, daß bei etwa 60 v. H. der Kinder und 
Jugendlichen die Notwendigkeit und bei ihnen 
und ihren gesetzlichen Vertretern auch der 
Wunsch zur Teilnahme an einer schulischen 
Förderung besteht, während zur Zeit etwa 30 
v. H. einer soldien teilhaftig werden. Die 
Trägerverbände sind daher sehr bemüht, mit 
Hilfe von Bund, Ländern und Gemeinden dem 
Verlangen durdi Vermehrung der offenen und 
geschlossenen Fördereinrichtungen und Erwei- 
terung der Kapazität der bestehenden Rech- 
nung zu tragen. 

Dr. Oberländer 
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